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Aktenzeichen S 14 U 65/12
Datum 19.01.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 U 196/15
Datum 03.04.2017

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Detmold
vom 19.01.2015 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten haben die Beteiligten einander in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatÂten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde

I.

Die KlÃ¤gerin begehrt â�� im Wege des Zugunstenverfahrens gem. Â§ 44 Zehntes
Buch SoÂzialgesetzbuch (SGB X) â�� die Anerkennung eines Sturzes als
Arbeitsunfall nach dem P.

Die am 00.00.0000 geborene KlÃ¤gerin, die gesetzlich durch ihre Mutter betreut
wird, leidet ausweislich eines Ã¤rztlichen Attestes ihres Hausarztes C. vom
22.02.2010 unter einem frÃ¼hkindlichen hypoxischen Hirnschaden und

                             1 / 13



 

therapierefraktÃ¤rer Epilepsie mit komplex fokalen sowie sekundÃ¤r generalisierten
tonisch-klonischen AnfÃ¤llen bei Zustand nach perinataler HirnschÃ¤digung. Sie war
ab Januar 2007 bis Mai 2011 in der V. (V.), wertkreis R. gGmbH, aufgenommen, dies
nach dem Eingangsverfahren zunÃ¤chst ab 08.04.2007 in den
Berufsbildungsbereich (vgl. ProÂtokoll der Fachausschusssitzung vom 22.03.2007)
sowie ab 08.04.2009 in den ArbeitsbeÂreich (vgl. Protokoll Ã¼ber die Sitzung des
Fachausschusses vom 18.03.2009).

Mit Bericht vom 16.07.2010 zeigte der Durchgangsarzt Q. bei der Beklagten einen
Unfall der KlÃ¤gerin vom 09.07.2010 mit den Diagnosen Zahnverlust durch Unfall.
ExtrakÂtion oder lokalisierte parodontale Krankheit, multiple HautabschÃ¼rfungen
im Gesicht, FrakÂtur des 22. Zahnes an. Die KlÃ¤gerin sei laut Aussage der Mutter
auf dem Weg zur Arbeit beim Aussteigen aus dem Taxi gestÃ¼rzt und auf das
Gesicht gefallen.

Die V. erstattete am 24.09.2010 Unfallanzeige. Die KlÃ¤gerin sei von Herrn S., dem-
Betreuer, vom Y. zur Werkstatt begleitet worden, ihm hierbei plÃ¶tzlich entglitten,
in sich zusammengesackt und mit dem Gesicht aufgeschlagen. Sie habe sich eine
Schramme an der Nase, und dem Kinn zugezogen. Einen Grund, die Schramme
Ã¤rztlich versorÂgen zu lassen, habe man nicht gesehen, jedoch sofort die Mutter
informiert.

Â 

Die Beklagte lehnte jegliche Behandlung zu ihren Lasten mit Bescheid vom
28.10.2010 ab. Die Mutter der KlÃ¤gerin teilte am 11.01.2011 telefonisch und mit
Schreiben vom 19.03.2011 und 21.02.2011 unter BeifÃ¼gung eines Fotos schriftlich
mit, dass sie den Sturz als Arbeitsunfall bewerte. Ihre Tochter benÃ¶tige eine 1:1
Betreuung aufgrund ihrer HilfloÂsigkeit und kÃ¶rperlicher BeeintrÃ¤chtigung. Wenn
sie, nicht entsprechend gehalten werde, sei eine heftige Verletzung die Folge. Es
habe sich nicht nur um eine â��Schrammeâ�� gehanÂdelt, sondern der Zahn sei
sicher beim Sturz abgeplatzt. Ein kompletter Zahnstatus lasse sich erst bei der
nÃ¤chsten Narkosebehandlung erheben. Da ihre Tochter nicht sprechen kÃ¶nne,
kÃ¶nne diese sich auch nicht zum Vorfall Ã¤uÃ�ern. Entgegen der Ã�uÃ�erung der
Werkstatt sei sie nicht unverzÃ¼glich benachrichtigt worden. Aus eigenen
KrankheitsgrÃ¼nÂden habe sie sich nicht rechtzeitig Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnen. Es mÃ¶ge
noch einmal in eine sachliche PrÃ¼fung des Vorgangs eingetreten werden. Sie bitte
um Unfallanerkennung. Mit weiterem Schreiben vom 20.03.2011 legte sie eine
zahnÃ¤rztliche Auskunft des M. vom Ã¼ber die Behandlung der KlÃ¤gerin ab
11.07.2010 vor. NÃ¤here Angaben zum Sturz, der sich im ZustÃ¤ndigkeitsbereich
der Werkstatt zugetragen habe, kÃ¶nne sie nicht machen. Die Versorgung mÃ¼sse
aber so gewÃ¤hrleistet sein, dass derartige StÃ¼rze verÂmieden wÃ¼rden durch
entsprechende Gehbegleitung oder Sicherheitsgurt im Rollstuhl. Eine Akteneinsicht
in der Werkstatt sei ihr verweigert worden.

Die Beklagte holte eine Auskunft der Â V. R. ein, der schilderte, dass die KlÃ¤geÂrin
aus unerklÃ¤rlichem Grund in sich zusammengesackt und dem Betreuer entglitten
sei (Schreiben vom 12.04.2011).Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 

                             2 / 13



 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

Mit Bescheid vom 01.07.2011 lehnte die Beklagte die RÃ¼cknahme des Bescheides
vom 28.10.2010 und Anerkennung des Sturzes vom 09.07.2010 als Arbeitsunfall ab.
UrsÃ¤chÂlich fÃ¼r das Ereignis seien keine unfallbedingt vorliegenden GrÃ¼nde,
sondern die kÃ¶rperliÂche Verfassung der KlÃ¤gerin (innere Ursache). Es sei infolge
der schweren Behinderung zu einem krankheitsbedingt verursachten, kurzzeitigen
Zusammenbruch und zum Sturz auf den Boden gekommen. 

Â 

Ihren Widerspruch vom 30.07.2011 begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin damit, dass Ursache
fÃ¼r das Aufschlagen keineswegs allein ihre kÃ¶rperliche Verfassung gewesen sei.
Hinzu komme zumindest eine FÃ¼rsorgepflichtverletzung. der Mitarbeiter der
Werkstatt. Weil sie infolge ihrer Behinderung den Weg nicht allein und selbstÃ¤ndig
zurÃ¼cklegen kÃ¶nne, sollten durch das begleitende Einhaken gerade UnfÃ¤lle der
vorliegenden Art vermieden werden. Es sei gerade Aufgabe des jeweiligen
Betreuers, sie aufzufangen und einen Sturz auf den Boden zu verhindern, wenn sie
â�� aus welchem Grund auch immer â�� ins Straucheln komme. Die Verletzungen
seien entsprechend nicht auf ein krankheitsbedingtes Anfallsgeschehen, sondern
auf eine nicht ordnungsgemÃ¤Ã�e Begleitung auf dem Weg zu ihrem Arbeitsplatz
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die FÃ¼rsorgepflichtverletzung liege darin, dass ein einfaches
â��UnterhaÂkenâ�� als nicht ausreichend angesehen werden kÃ¶nne. Vielmehr
hÃ¤tte ein â��sicherer Griffâ�� oder die UnterstÃ¼tzung durch zwei Personen
erfolgen mÃ¼ssen. Das plÃ¶tzliche ZusammenÂsacken sei auch nicht unerklÃ¤rlich.
Bei der bekannten Epilepsie trÃ¤ten immer mal wieder AnfÃ¤lle auf, insbesondere
auch ohne VorankÃ¼ndigungen, ihren AusfÃ¼hrungen fÃ¼gte die KlÃ¤gerin
Atteste des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin I. vom 22.02.2010 und des F., U.
Krankenhaus N., vom 02.09.2010 sowie dessen Arztbericht vom 17.10.2011 und ein
Schreiben der V. R. vom 01.04.2010 bei.

Auf weitere Anfrage der Beklagten teilte die V. R. mit Schreiben vom 03.05.2012
und 10.07.2012 mit, dass die KlÃ¤gerin mit einfachen Verpackungsarbeiten befasst
und aufgrund ihrer Epilepsie lediglich halbtags (08.30 Uhr bis 13.00 Uhr) in der
Werkstatt tÃ¤tig gewesen sei. Hierbei habe ein hoher Betreuungs- und
Assistenzbedarf im Sinne stÃ¤ndiger Hilfestellungen, im Bereich MobilitÃ¤t,
Selbstbesorgung in der Werkstatt, Orientierung und Kommunikation,
Arbeitsverhalten etc. bestanden. Die KlÃ¤gerin sei in der Lage gewesen, tÃ¤glich
eine Arbeitseinheit von ca. 30 Minuten in einer 1:1 Betreuung (im Sinne einer
Anleitung zur Arbeitsaufnahme, Anleitung bei der Arbeit, bzw. Hilfen beim ArÂ-
beitsverhalten) auszufÃ¼hren, wobei sie Radkappen mit Hilfestellung eingetÃ¼tet
habe.

Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 23.01.2013,
zugeÂgangen am 28.01.2013, zurÃ¼ck. Die Voraussetzungen des Â§ 44 SGB X
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lÃ¤gen nicht vor. Ein Versicherungsfall der gesetzlichen Unfallversicherung sei nicht
gegeben, da der Sturz der KlÃ¤gerin unter BerÃ¼cksichtigung der Ã¤rztlichen
Atteste und der Annahmen der Mutter der KlÃ¤gerin selbst auf eine innere Ursache
(plÃ¶tzliches Zusammensacken, wohl Epilepsieanfall) zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei und
betriebsbedingte UmstÃ¤nde bzw. eine besondere Beschaffenheit der Unfallstelle
den Unfall nicht wesentlich mitverursacht hÃ¤tten. Unfallversicherungsschutz
ergebe sich auch nicht wegen einer etwaigen Verletzung der FÃ¼rsorgepflicht der
Werkstatt, Der Arbeitgeber habe die arbeitsvertragliche Nebenpflicht, das jeÂweils
Gebotene zu tun, um betriebsbedingte SchÃ¤den vom Arbeitnehmer abzuhalten.
Die Betreuung eines behinderten Menschen sei weder die vorrangige Aufgabe einer
Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen noch Zugangsvoraussetzung. Sie diene
vielmehr der angemesÂsenen beruflichen Bildung, der BeschÃ¤ftigung zu einem der
Leistung angemessenen ArÂbeitsentgelt und der Erhaltung, Entwicklung,
ErhÃ¶hung sowie dem Wiedergewinnen der Leistungs- und ErwerbsfÃ¤higkeit Die
untergehakte Begleitung der KlÃ¤gerin am Unfalltag lasse keine Verletzung der
FÃ¼rsorgepflicht erkennen.

Â 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 28.02.2013 Klage beim Sozialgericht Detmold (SG)
erhoÂben. Sie hat ihr Begehren weiter verfolgt und geltend gemacht, im Hinblick
auf ihre ErÂkrankung hÃ¤tten seitens der Werkstatt VorsichtsmaÃ�nahmen
getroffen werden mÃ¼ssen, um der latenten Sturzgefahr zu begegnen; durch
offenkundige SchutzmaÃ�nahmen, wie die Begleitung durch zwei Personen, sei der
Sturz vermeidbar gewesen; diese PflichtverÂletzung sei auch
haftungsbegrÃ¼ndend, da sie auf einer in der betrieblichen SphÃ¤re des
Unternehmens entspringenden Gefahr beruhe.

Die anwaltlich vertretene KlÃ¤gerin hat beantragt,

unter Aufhebung des Bescheides vom 30.07.2011 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.01.2013 festzustellen, dass das Ereignis vom
09.07.2010 ein Arbeitsunfall war.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

Â 

Sie hat die AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen Bescheiden fÃ¼r zutreffend
erachtet und ihre Auffassung bekrÃ¤ftigt, es seien weiterhin konkrete UmstÃ¤nde
der versicherten TÃ¤tigÂkeit, namentlich der WegezurÃ¼cklegung, nicht ersichtlich,
die rechtlich wesentlich zum Sturz gefÃ¼hrt hÃ¤tten; allein ursÃ¤chlich sei die
Grunderkrankung der KlÃ¤gerin.

Das Gericht hat von der V. eine weitere Auskunft vom 27.11.2013 insbesondere zur
dort von der KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit sowie deren wirtschaftlicher
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Verwertbarkeit und ihrem Betreuungs-/Pflege- und UnterstÃ¼tzungsbedarf
eingeholt.

Mit Urteil vom 19.01.2015 hat das SG die Klage abgewiesen. Die angefochtenen
BeÂscheide seien rechtmÃ¤Ã�ig, der Bescheid vom 28.10.2010 nicht gem. Â§ 44
SGB X zurÃ¼ckÂzunehmen.

Im vorliegenden Fall sei die KlÃ¤gerin nach Verlassen des Taxis auf dem Weg zur
WerkÂstatt aus kÃ¶rpereigener SchwÃ¤che zusammengesackt und gestÃ¼rzt. Der
Sturz zu Boden kÃ¶nne dabei auch nicht als eine besondere Beschaffenheit der
Unfallstelle angesehen werden, welcher die Schwere der Verletzung bedingt habe.

Der Umstand, dass die KlÃ¤gerin behindert und in einer Werkstatt fÃ¼r Behinderte
aufgeÂnommen gewesen sei, Ã¤ndere an der Anwendung dieser GrundsÃ¤tze
nichts. Mit der AufÂnahme des Personenkreises behinderter Menschen in
anerkannten BehindertenwerkstÃ¤tÂten in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl gÃ¤lten die
gleichen GrundsÃ¤tze zur BegrÃ¼ndung und zum Umfang des
Versicherungsschutzes wie fÃ¼r nichtbehinderte Menschen,

Soweit die KlÃ¤gerin eine Verletzung von Betreuungspflichten der sie auf ihrem
Weg zur Werkstatt begleitenden Betreuer geltend mache, begrÃ¼nde eine solche
â�� selbst bei UnterÂstellen einer Pflichtverletzung, die hinsichtlich des Sturzes und
der erlittenen Verletzungen auch kausal gewesen sein mÃ¼sste â�� kein anderes
Ergebnis. Wie das Bundessozialgericht (BSG) zuletzt im Urteil vom 13.11.2012 â�� B
2 U 19/11 R herausgestellt habe, mÃ¼sse neÂben der WirkursÃ¤chlichkeit der
versicherten TÃ¤tigkeit auf einer zweiten Stufe geprÃ¼ft werÂden, ob sich auch
eine in den Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten VersicherungstatbestanÂdes
fallende Gefahr realisiert habe; fÃ¼r SchÃ¤den, die auÃ�erhalb des Schutzzweckes
einer Norm lÃ¤gen, mÃ¼sse der UnfallversicherungstrÃ¤ger nicht einstehen.
Insoweit schÃ¼tze die Unfallversicherung das ZurÃ¼cklegen des Weges nach und
von dem Ort der jeweiligen verÂsicherten TÃ¤tigkeit nur gegen Gefahren fÃ¼r
Gesundheit und Leben, die aus der Teilnahme am Ã¶ffentlichen Verkehr als
FuÃ�gÃ¤nger oder Benutzer eines Verkehrsmittels, also aus eigenem oder fremdem
Verkehrsverhalten oder aus Ã¤uÃ�eren EinflÃ¼ssen durch die BeÂschaffenheit des
Verkehrsraumes hervorgingen.

Â 

Ã�berdies habe das BSG konstatiert, dass der Tatbestand einer versicherten
TÃ¤tigkeit nur durch ein konkretes Verhalten des Verletzten selbst verwirklicht
werden kÃ¶nne und. insoÂweit die Verrichtung einer versicherten TÃ¤tigkeit eine
hÃ¶chstpersÃ¶nliche, unvertretbare Handlung sei, die eine Zurechnung des
Verhaltens Dritter durch positives Tun- oder UnterÂlassen â�� im vorliegenden Fall
die-diskutierte FÃ¼rsorgepflichtverletzung des Arbeitgebers â�� ausschlieÃ�e.

Â 

Letztlich mÃ¼sse, unabhÃ¤ngig von den dargelegten ErwÃ¤gungen, festgestellt
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werden, dassÂ  die KlÃ¤gerin zum Unfallzeitpunkt nicht unter dem Schutz der
gesetzlichen UnfallversicheÂrung, insbesondere nicht als ein in einer anerkannten
Werkstatt fÃ¼r Behinderte tÃ¤tiger beÂhinderter Mensch nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4
SGB Vll gestanden habe.

Grund hierfÃ¼r sei, dass diese Norm nur werkstattfÃ¤hige- Behinderte erfasse. Die
Versicherungspflicht kÃ¶nne nach der Rechtsprechung des BSG insoweit nur
eintreten, wenn die Behinderten fÃ¤hig seien, noch ein MindestmaÃ� an
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen und damit noch gewisse
Merkmale eines abhÃ¤ngigen entgeltlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
erfÃ¼llten, an die das Gesetz sonst die Versicherungspflicht knÃ¼pfe. Hieran fehle
es vorliegend, da die Anwesenheit der KlÃ¤gerin im wertkreis nur daÂrauf gerichtet
gewesen sei, ihr eine sinnvolle Tagesstruktur zu ermÃ¶glichen. Von einer nur in
geringem MaÃ�e wirtschaftlich verwertbaren Arbeitsleistung kÃ¶nne im Hinblick auf
eine lediglich mÃ¶gliche 30-minÃ¼tige Arbeitseinheit, in welcher sie zudem unter
stÃ¤ndiger Anleitung, Hilfestellung; Motivation und Beaufsichtigung Radkappen
eingetÃ¼tet habe, nicht geÂsprochen werden. Unter BerÃ¼cksichtigung des
dargelegten personellen Pflege- und BeÂtreuungsaufwandes kÃ¶nne eine auch nur
in geringem MaÃ�e gegebene SelbstÃ¤ndigkeit der â�� KlÃ¤gerin zur
AufgabenerfÃ¼llung nicht erkannt werden. 

Gegen das ihr am 20.02.2015 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 16.03.2015
Berufung eingelegt. Es mÃ¶ge richtig sein, dass sie durch das Auftreten
kÃ¶rperlicher SchwÃ¤che kurzÂzeitig die Kraft-zum Laufen verloren habe;
nachgewiesen sei dies jedoch nicht. Im Ã�brigen dÃ¼rfe, die Ursache, aus der
heraus sie zu Sturz gekommen sei, aber auch nur von nachÂrangiger Bedeutung
sein. Die jederzeit auftretende MÃ¶glichkeit einer KÃ¶rperschwÃ¤che sei den
Betreuern mehr als bekannt gewesen, so dass auf eine solche Erscheinung
entspreÂchend zu reagieren gewesen wÃ¤re. Dass sie dennoch gestÃ¼rzt sei,
bezeuge die PflichtverÂletzung. Die Werkstatt habe augenscheinlich eine
Hilfsperson zu wenig eingesetzt oder hÃ¤tte sich eines Rollstuhls bedienen
mÃ¼ssen, um sie in die Werkstatt zu begleiten.

Entgegen der Auffassung des SG sei es auch irrelevant, ob bei ihr
â��WerkstattfÃ¤higkeitâ�� vorgelegen habe oder nicht. Entscheidend nach Â§ 2
Abs. 1 Nr. 4 SGB Vll sei allein ihre tatsÃ¤chliche BeschÃ¤ftigung im Arbeitsbereich
der Werkstatt. Unbeschadet dessen habe sie aber auch mit dem tÃ¤glichen
30minÃ¼tigen EintÃ¼ten von Radkappen eine â�� wenngleich geringe â��
wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistung erbracht.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Detmold vom 19.01.2015 zu Ã¤ndern und die Beklagte
unter Aufhebung des Bescheides vom 01.07.2011 in der Gestalt, des WiderÂ-
spruchsbescheides vom 23.01.2013 zu verpflichten, den Bescheid vom 28.. 10.2010
zurÃ¼ckzunehmen und den Sturz vom- 09.07.2010 als Arbeitsunfall anzuerkennen.

                             6 / 13



 

Die- Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt vertiefend dazu vor,
dass ihrer Auffassung nach nur solche Menschen mit Behinderung unter den Schutz
der gesetzliÂchen Unfallversicherung gem. Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB Vll fallen
wÃ¼rden, die fÃ¤hig seien, ein MindestmaÃ� an wirtschaftlicher Arbeitsleistung zu
erbringen. Hieran fehle es bei der KlÃ¤Âgerin. Unbeschadet dessen liege auch eine
UnfallkausalitÃ¤t nicht vor.

Der Senat hat einen Bericht des M. Â vom 06.04.2016 sowie einen Befundbericht
mit gutachterlicher Stellungnahme von F. vom 26.02.2016 bzw. 26.04.2016 einÂ-
geholt. Letzterer hat ausgefÃ¼hrt, dass ein Gehen der KlÃ¤gerin mit Einhaken fÃ¼r
die Strecke von 25 Metern vom Taxi in Richtung Gruppenraum bezogen auf Gewicht
und KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e sowie die zu erwartenden AnfÃ¤lle vertretbar gewesen sei.

Das Gericht hat die anwaltlich vertretene KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 04.05.2016
darauf hingewiesen, dass ein Sturz aus innerer Ursache den Versicherungsschutz
ausschlieÃ�e. Ob eine eventuelle Pflichtverletzung hiervon eine Ausnahme
darstellen kÃ¶nne, sei fraglich, kÃ¶nne aber dahingestellt bleiben, wenn sich eine
solche Pflichtverletzung â�� wie hier â�� schon nicht beweisen lassen dÃ¼rfte. Mit
weiterer VerfÃ¼gung vom 03.08.2016 ist eine Frist zur Abgabe bzw. Benennung
weiterer ErklÃ¤rungen und Beweismittel gemÃ¤Ã� Â§ 106a SGGÂ  i.V.m. Â§ 153
Abs. 1 SGG zum 26.08.2016 gesetzt worden (zugestellt am 08.08.2016). Diese Frist
ist auf Antrag der KlÃ¤gerin bis zum 14.09.2016 verlÃ¤ngert worden.

Â 

lm Anschluss an einen Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage vom
27.01.2017 hat die KlÃ¤gerin am 23.02.2017 ein Schreiben der T. R. und eine
BescheiniÂgung des Allgemeinarztes I., datierend vom 30.01.2017, Ã¼bersandt,
nach denen bei ihr zur SturzprÃ¤vention zwei Begleitpersonen erforderlich seien.

Mit Schreiben vom 24.02.2017, zugestellt laut Empfangsbekenntnis am 06.03.2017,
sind die Beteiligten zu einer vorgesehenen Entscheidung durch Beschluss gemÃ¤Ã� 
Â§ 153 Abs. 4 SGG gehÃ¶rt worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der GeÂrichtsakten und der beigezogenen Akte der Beklagten Bezug genommen,
deren wesentliÂcher Inhalt Gegenstand der Beratung des Senats gewesen ist.

II.

Der Senat konnte nach Â§ 153 Abs. 4 Satz 1 SGG durch Beschluss entscheiden, da
er die Streitsache einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht fÃ¼r erforÂderlich hÃ¤lt. Die Beteiligten sind dazu gehÃ¶rt
worden.
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Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Der angefochtene Bescheid vom 01.07.2011 in der. Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.01.2013 (Â§ 95 SGG) ist rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren RechÂten (Â§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG). Die KlÃ¤gerin
hat keinen Anspruch auf RÃ¼cknahme des BeÂscheides vom 28.10.2010 gem. Â§
44 SGB X und Anerkennung des Ereignisses vom 09.07.2010 als Arbeitsunfall. Im
Ã�berprÃ¼fungsverfahren hat sich â�� zu ihren Lasten â�� nicht nachweisen
lassen, dass der Bescheid vom 28.10.2010, mit dem die Beklagte die Ã�berÂnahme
von Behandlungen und damit inzident die Anerkennung des Sturzes als ArbeitsunÂ-
fall abgelehnt hat, rechtswidrig ist. Weder hat die Beklagte das Recht unrichtig
angewandt noch ist sie von einem Sachverhalt ausgegangen, der sich als unrichtig
erweist (Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X). 

Â 

Nach Â§ 8 Abs. 1 S. 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten infolge
einer den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit (versicherÂte TÃ¤tigkeit). UnfÃ¤lle sind zeitlich begrenzte, von auÃ�en
auf den KÃ¶rper einwirkende EreigÂnisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder
zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 S. 2 SGB VII).Â  FÃ¼r einen Arbeitsanfall ist danach
im Regelfall erforderlich, dass die Verrichtung des VerÂsicherten zur Zeit des Unfalls
einer versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist (innerer bzw. sachlicher
Zusammenhang), diese Verrichtung wesentlich ein zeitlich, begrenztes, von auÂ-
Ã�en auf denâ�� KÃ¶rper einwirkendes Ereignis (Unfallereignis) bedingt hat
(UnfallkausalitÃ¤t) und das Unfallereignis wiederum wesentlich einen
Gesundheitserstschaden oder den Tod des Versicherten verursacht hat
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) (vgl. zB BSG Urt. v. 26.06.2014 â�� B 2 U
4/13 R-juris Rn. 11; Urt. v. 24.07.2012 â�� B 2 U 9/11 R -juris Rn. 25 ff.; Urt. v.
31.01.2012 â�� B 2 U 2/11 R-juris Rn. 16; Urt. v. 17.02.2009 â�� B 2 U 18/07 R juris
Rn. 9; Urt. v. 09.05.2006- B 2 U 1/05 R juris Rn. 10).

Hinsichtlich des BeweismaÃ�stabes mÃ¼ssen die Tatbestandsmerkmale
â��versicherte TÃ¤tigÂkeitâ��, â��Verrichtung zur Zeit des Unfallsâ��,
â��Unfallereignisâ�� sowie â��Gesundheits(erst)schadenâ�� im Grad des
Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, fÃ¼r das
Gericht feststehen. DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der
naturphilosophischen UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen diesen
Voraussetzungen der Grad der (hinreichenden) Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings
die Glaubhaftmachung und erst recht nicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (vgl. zB BSG
Urt. v. 04.07.2013 â�� B 2 U 11/12 R-juris Rn. 12; Urt: v. 24.07.2012- B 2 U 9/11 R
-juris Rn. 28; Urt. v. 15.05.2012- B 2 U 31/11 R-juris Rn. 34; Urt. v. 31.01.2012 â�� B
2 U 2/11 R â�� juris Rn. 17 mwN;. vgl. auch BSG Urt. v.â�� 09.05.2006 â�� B 2 U
1/05 R-juris Rn. 20 mwN; Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche UnÂfallversicherung,
Â§ 8 Rn. 10). Hinreichende Wahrscheinlichkeit liegt vor, wenn mehr fÃ¼r als gegen
den Ursachenzusammenhang spricht und ernste Zweifel ausscheiden (BSG Urt. v.
12.09.2012 â�� B 3 KR 10/12 R â�� juris Rn. 47 mwN; Urt. v. 09.05.2006 â�� B 2 U
1/05 R â�� juris Rn. 20 mwN). 
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Â 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfÃ¼llt.

Die KlÃ¤gerin hat zwar bei dem Sturz- durch das Aufschlagen auf den Boden eine
zeitlich begrenzte, von auÃ�en kommende Einwirkung auf ihren KÃ¶rper und damit
einen Unfall i.S.vÂ  Â§ 8 Abs. 1 S.2 SGB Vll erlitten (vgl. hierzu zB BSG Urt. v.
29.11.2011 â�� B 2 U 10/11 R â�� juris Rn. 14 mwN). Diese Einwirkung hat auch zu
einem ihre kÃ¶rperliche UnversehrtÂheit verletzenden Gesundheitserstschaden in
Form von jedenfalls SchÃ¼rfwunden und Zahnverletzungen gefÃ¼hrt.

Fraglich ist, ob die KlÃ¤gerin im Unfallzeitpunkt unter dem Schutz der gesetzlichen
UnfallÂversicherung gem. Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SG VII gestanden hat und als Versicherte
anzusehen war. Dem Wortlaut der Vorschrift entsprechend wÃ¤re dies zu bejahen.
Hingegen hat die Beklagte die Auffassung vertreten, dass Â§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII
einschrÃ¤nkend nur dannâ�� Anwendung finden kÃ¶nne, wenn eine wirtschaftlich
verwertbare Arbeitsleistung erbracht werde, woran es im vorliegenden Fall ihrer
Auffassung nach mangele. Der Senat kann diese Frage jedoch offen lassen, da der
Sturz jedenfalls schon deshalb keinen Arbeitsunfall iSv Â§ 8 SGB VI! darstellt, weil er
dem allein hier als versicherte TÃ¤tigkeit in Betracht kommenden ZurÃ¼cklegen
eines versicherten Weges rechtlich nicht zugerechnet werden
kann.Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  â�¢â�
¢Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â
 Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  .

Zu den in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten TÃ¤tigkeiten zÃ¤hlt
gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII auch das ZurÃ¼cklegen des mit der nach den 
Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII versicherten TÃ¤tigkeit zusammenhÃ¤ngenden
unmittelbaren Weges nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit. Zum Unfallzeitpunkt
befand sich die KlÃ¤gerin â�� wohl mit entsprechender Handlungstendenz (vgl.
hierzu z.B. BSG Urt. v. 17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R-juris Rn. 14 mwN) â��
grundsÃ¤tzlich auf einem solchen Weg. Dies allein reicht jedoch fÃ¼r einen VersiÂ-
cherungsschutz nach Â§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII nicht aus. Vielmehr muss das
UnfallereigÂnis gerade auch â��infolgeâ�� des ZurÃ¼cklegens dieses Weges
eingetreten und ihm deshalb rechtlich zuzuordnen sein (vgl. BSG Urt. v. 17.12.2015
â�� B 2 U 8/14 R â�� juris Rn. 16).

Hieran fehlt es vorliegend. Der Sturz der KlÃ¤gerin ist nicht einer versicherten
TÃ¤tigkeit iSv Â§ 8 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 SGB VII zuzurechnen, weil sich nicht
feststellen lÃ¤sst, dass sich, mit dem Aufprall auf den Boden eine Gefahr
verwirklicht hat, die in den Schutzbereich der Wegeunfallversicherung fÃ¤llt.
Versicherungsschutz in der gesetzlichen UnfallversicheÂrung ist durch deren
TrÃ¤ger nicht fÃ¼r jedwede SchÃ¤digung zu leisten, die zeitlich wÃ¤hrend einer
versicherten TÃ¤tigkeit eintritt. Es gibt (auÃ�er in der Schifffahrt, Â§ 10 SGB VlI).
keinen sogenannten â��Betriebsbannâ�� (vgl. BSG Urt. v. 26.06.2014 â�� B 2 U
4/13 R â�� juris Rn. 28 mwN; Becker, SGb 2012, 691, 692; .Keller in Hauck/Noftz,
SGB VII, Kommentar, Â§ 8 Rn. 16). Die TrÃ¤ger der gesetzlichen Unfallversicherung
haben Schutz gegen Gefahren zu gewÃ¤hren, die sich durch die ihre
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VerbandszustÃ¤ndigkeit, den Versicherungsschutz und das Versichertsein des
Verletzten begrÃ¼ndende Verrichtung von im jeweiligen Versicherungstatbestand
konkret umschriebenen TÃ¤tigkeiten realisieren kÃ¶nnen. Ihre Einstandspflicht
besteht nur dann, wenn sich durch eine Handlung des GeschÃ¤digten, die den
gesetzlichen Tatbestand einer versicherten TÃ¤tigkeit erfÃ¼llt, ein Risiko
verwirklicht hat, gegen dessen Eintritt nicht die Unfallversicherung
â��allgemeinâ��, sondern der jeweils durch die Handlung erfÃ¼llte
Versicherungstatbestand schÃ¼tzen sol! (BSG Urt. v. 17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R
-juris Rn. 18; Urt. v. 13.11,2012 â�� B 2 U 19/11 R-juris Rn. 32). Eine RechtsverÂ-
mutung dafÃ¼r, dass eine versicherte Verrichtung auch rechtlich wesentlich ist,
besteht nicht Die Wesentlichkeit der (Wirk-)Ursache ist vielmehr zusÃ¤tzlich und
eigenstÃ¤ndig nach MaÃ�gabe des Schutzzwecks der jeweils begrÃ¼ndeten
Versicherung zu beurteilen (BSG Urt. v. 17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R-juris Rn. 20).

Â 

Die Wegeunfallversicherung schÃ¼tzt vor Gefahren fÃ¼r Gesundheit und Leben,
die aus der Teilnahme am Ã¶ffentlichen Verkehr als FuÃ�gÃ¤nger oder Benutzer
eines Verkehrsmittels,

also aus eigenem oder fremdem Verkehrsverhalten oder Ã¤uÃ�eren EinflÃ¼ssen
wÃ¤hrend der ZurÃ¼cklegung des Weges hervorgehen (BSG Urt. v. 17.12.2015 â�� 
B 2 U 8/14 R â�� juris Rn. 23; Urt. v. 18.06.2013 â�� B 2 U 10/12 R-juris Rn. 20; Urt.
v. 13.11.2012 â�� B 2 U 19/11 R -r juris Rn. 45). Zwar kÃ¶nnte das Risiko, beim
Gehen durch Stolpern oder Ausrutschen, durch einen ZusammenstoÃ� mit einem
Gegenstand oder durch den AnstoÃ� anderer PerÂsonen zu stÃ¼rzen, jeweils von
dem Schutzzweck der Wegeunfallversicherung umfasst sein. Derartige Ã¤uÃ�eren
Einwirkungen auf den KÃ¶rper der KlÃ¤gerin mÃ¼ssten alsâ�� solche aber
zunÃ¤chst konkret festgestellt sein (vgl. hierzu BSG Urt. v. 17.12.2015 â�� B 2 U
8/14 R -juris Rn. 23).Â Â Â Â Â  .

Vorliegend sind Ã¤uÃ�ere Einwirkungen auf die KlÃ¤gerin weder von ihr
vorgetragen worden noch aus dem Akteninhalt erkennbar oder naheliegend.
Vielmehr ist zur Ã�berzeugung des Senats davon auszugehen, dass
ein Â¡riÃ±eres Leiden in Form einer kÃ¶rpereigenen SchwÃ¤Âche, ggf. ausgelÃ¶st
durch einen epileptischen Anfall, wesentliche (Wirk-)Ursache fÃ¼r den Sturz der
KlÃ¤gerin gewesen ist. Weder in der Unfallanzeige noch/in sonstigen aktenkundiÂ-
gen Unterlagen finden sich Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass dem Sturz eine Ã¤uÃ�ere
Einwirkung zugrunde gelegen haben kÃ¶nnte. Vielmehr ist durch die V.
ausdrÃ¼cklich ein â��plÃ¶tzliÂches Zusammensackenâ�� der KlÃ¤gerin,
angegeben worden. Ein Zusammensacken aus kÃ¶rÂpereigener SchwÃ¤che steht
auch in fraglosem Einklang mit den schweren Behinderungen der KlÃ¤gerin bei
hoher tÃ¤glicher. AnfallshÃ¤ufigkeit, die durch die Berichte ihrer behandelnÂden
Ã�rzte und der V. dokumentiert und auch zwischen den-Beteiligten unstreitig sind.
Gerade auch die Mutter der KlÃ¤gerin hat vielfÃ¤ltig und ausdrÃ¼cklich die
jederzeit auftreÂtende MÃ¶glichkeit einer KÃ¶rperschwÃ¤cheâ�� ihrer Tochter
betont.
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Â 

Lassen sich Ã¤uÃ�ere, gerade aus der Wegegefahr resultierende Einwirkungen nicht
festÂstellen, geht deren Nichterweislichkeit zu Lasten der KlÃ¤gerin (vgl. BSG Urt. v.
17.12.2015 â�� B 2 U 3/14 R-juris Rn. 23).

Auch sonstige besondere UmstÃ¤nde, denen ausnahmsweise trotz der
Verursachung des Unfallereignisses durch eine kÃ¶rpereigene Ursache, die
Bedeutung einer wesentlichen Mitverursachung zugeschrieben werden kÃ¶nnte,
liegen nicht vor. Dies ist insbesondere dann gegeben, wenn gerade betriebliche
UmstÃ¤nde (zB besondere ErmÃ¼dung) zum Unfall gefÃ¼hrt haben oder der
eingetretene Gesundheitsschaden ohne die versicherte TÃ¤tigkeit, wahrscheinlich
nicht in derselben Art oder Schwere aufgetreten wÃ¤re (vgl. zB BSG Urt. v.
15.02.2005 â�� B 2 U 1/04 R â�� juris Rn. 23). Anhaltspunkte hierfÃ¼r sind nicht
ersichtlich und auch nicht konkret vorgetragen worden. Von einer betrieblich
bedingten ErmÃ¼dung der KlÃ¤gerin ist auf dem Hinweg zur Arbeit nicht
auszugehen. Die gewÃ¶hnliche HÃ¤rte des FuÃ�bodens kann nicht als wesentlich
mitwirkender betrieblicher Faktor angesehen werden (vgl BSG Urt. v, 31.07.1985
â�� 2 RU 74/84-juris Rn. 15 mwN).

Der Sturz der KlÃ¤gerin ist â�� entgegen ihrer Auffassung â�� auch nicht aufgrund
einer VerÂletzung der FÃ¼rsorgepflicht, des Betreuers als Arbeitsunfall im Sinne der
gesetzlichen UnÂfallversicherung anzusehen.

Bereits grundsÃ¤tzlich kann der Tatbestand einer versicherten TÃ¤tigkeit nur durch
ein konÂkretes, seiner Art nach von Dritten beobachtbares und auf seine ErfÃ¼llung
ausgerichtetes Handeln (sog objektivierte Handlungstendenz) des Verletzten selbst
verwirklicht werden. Die Verrichtung einer versicherten TÃ¤tigkeit ist eine
hÃ¶chstpersÃ¶nliche, unvertretbare Handlung. Eine Zurechnung des. Verhaltens
Dritter durch positives Tun oder Unterlassen ist hierbei ausgeschlossen (BSG Urt. v.
13:11.2012 â�� B 2 U 19/11 R-juris Rn. 23; Urt. v. 15.05.2012 â�� B 2 U 16/11 R â��
juris Rn.. 14). Die Entscheidung Ã¼ber den inneren ZusamÂmenhang knÃ¼pft an
den objektiven Rechts- und Pflichtenkreis des Versicherten und desÂsen
Handlungstendenz an, nicht an ein Verschulden Â des Unternehmers (Keller in
Hauck/Noftz, SGB VII, Kommentar, Â§ 8 Rn. 19a).

Â 

Ob ausnahmsweise die FÃ¼rsorgepflichtsverletzung eines Mitarbeiters einer
Einrichtung fÃ¼r behinderte Menschen dann ggf. im Rahmen der
KausalitÃ¤tsprÃ¼fung zu berÃ¼cksichtigen sein kann, wenn-das Unfallereignis
hierauf zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist (so Keller, a.a.O., Â§ 8 Rn. 273c), braucht hier nicht
entschieden zu werden. UnabhÃ¤ngig von dem hier lediglich von der KlÃ¤gerin
behaupteten Zusammenhang ist schon fraglich, ob eine Einstandspflicht des
UnfallversicherungstrÃ¤gers Ã¼berhaupt grundsÃ¤tzlich fÃ¼r eine Fallkonstellation
wie die vorÂliegende angenommen werden kann. Dies begegnet insofern Bedenken
als der o.g. Schutzbereich der Wegeunfallversicherung dann Ã¼ber das Absichern
des spezifischen Wegerisikos darauf ausgedehnt wÃ¼rde, den Versicherten vor

                            11 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%203/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%201/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%2074/84
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2019/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2016/11%20R


 

einer Verletzung durch die Auswirkung eigener innere Leiden zu schÃ¼tzen. Dies
aber stÃ¼nde in Widerspruch zu den oben genannten GrundsÃ¤tzen der
Abgrenzung von â��allgemeinenâ�� zu â��spezifischenâ�� VersiÂ-
cherungstatbestÃ¤nden.

Jedenfalls aber liegt zur Ã�berzeugung des Senats keine FÃ¼rsorgepflichtverletzung
vor. So hat der die KlÃ¤gerin behandelnde F. vom Epilepsie-Zentrum U. in der von
ihm eingeholten gutachterlichen Ã�uÃ�erung mitgeteilt, es sei bezogen auf die zu
erwartenden AnfÃ¤lle und unter BerÃ¼cksichtigung der GrÃ¶Ã�e und des
KÃ¶rpergewichts der KlÃ¤gerin verÂtretbar gewesen, dass diese im Juli 2010 mit
Einhaken eine Strecke von 25 Metern vom Taxi in Richtung Gruppenraum gegangen
sei. Dem entsprechen die von der KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren selbst
vorgelegten zeitnahen Ã¤rztlichen Bescheinigungen des F. vom 02.09.2010, des
Herrn C. vom 22.02.2010 sowie des Schreibens der V. vom 01.04.2010, in denen
eine Begleitperson fÃ¼r die Wege von und zur WerkÂstatt befÃ¼rwortet und
bewilligt wurde. Ebenfalls hat die V. das Gehen der KlÃ¤gerin auf kleinen Strecken
mit einer Hilfestellung durch Einhaken zur Erhaltung der MobilitÃ¤t fÃ¼r wichtig
angesehen (Schreiben vom 12.04.2011). Auch die Mutter der KlÃ¤gerin hat offenÂ-
kundig Ã¼ber Jahre bis zum Unfall keinen Anlass gesehen, die â�� jeden Morgen
â�� durch Einhaken zurÃ¼ckgelegte Wegstrecke ihrer Tochter entsprechend der
nunmehrigen BeÂhauptung, es seien zwei Betreuer oder eine RollstuhlfÃ¼hrung
notwendig gewesen, zu beÂanstanden.Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â
 Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
â��Â Â Â Â Â  *

Soweit die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 23.02.2017 noch Atteste der T. R. und des
Allgemeinmediziners C. vom 30.01.2017. zu den Akten gereicht hat, werden diese
gem. Â§ 106a SGG zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat diese Unterlagen, deren
ZulasÂsung die Erledigung des Rechtsstreits verzÃ¶gern wÃ¼rde, erst weit nach
der vom Gericht gem. Â§ 106a SGG zum 26.08.2016 gesetzten Frist sowie
Belehrung Ã¼ber die Folgen der FristversÃ¤umung Ã¼bersandt. Das spÃ¤te
Ã�bersenden ist von ihr weder entschuldigt worden noch hat sie Ã¼berhaupt
GrÃ¼nde fÃ¼r die VersÃ¤umnis genannt. Derartige GrÃ¼nde sind insbeÂsondere
im Hinblick darauf, dass die KlÃ¤gerin bereits schon mit gerichtlicher VerfÃ¼gung
von Mai 2016 auf die Beweisproblematik hingewiesen worden, ist, auch nicht
erkennbar.

Â 

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass die Atteste im Ã�brigen nicht
geeigÂnet sind, die von der KlÃ¤gerin behauptete FÃ¼rsorgepflichtsverletzung
hinreichend zu belegen. So geht aus diesen schon nicht hervor, ob sich die dortigen
Behauptungen, eine ordÂnungsgemÃ¤Ã�e SturzprÃ¤vention sei nur durch zwei
Personen oder durch einen Rollstuhl zu gewÃ¤hrleisten, auf den Unfallzeitpunkt
2010 oder auf den aktuellen Zeitpunkt der BeÂscheinigungen beziehen. DarÃ¼ber
hinaus stehen ihnen aber auch die genannten zeitnaÂhen Angaben â�� im Ã�brigen
auch des Herrn C. selbst â�� und die gutachterliche Ã�uÃ�eÂrung des F. sowie die
Tatsache entgegen, dass die Mutter der KlÃ¤gerin wie dargeÂlegt nach ihren
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aktenkundigen AusfÃ¼hrungen vor dem Unfall selbst keine Bedenken beÂzÃ¼glich
der Begleitung ihrer Tochter durch (lediglich) eine Person gehabt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2
Nr. 1 oder 2 SGG) nicht als gegeben angesehen. 

Erstellt am: 29.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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